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1. Instanz

Aktenzeichen S 10 P 89/00
Datum 25.06.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 P 42/01
Datum 15.11.2002

3. Instanz

Datum 22.07.2004

I. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 25.
Juni 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die Kosten des Berufungsverfahrens zu
erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung von Pflegegeld nach der Pflegestufe I
vom 01.12.2000 bis 01.09.2001 streitig.

Der am 1928 geborene KlÃ¤ger ist bei der Beklagten privat pflegepflichtversichert.
Am 30.11.1999 beantragte er Leistungen aus der Pflegeversicherung. Nach
Einholung eines Gutachtens zur Frage der PflegebedÃ¼rftigkeit der Firma M. vom
14.01. 2000 lehnte die Beklagte mit Schreiben vom 09.02.2000 eine
LeistungsgewÃ¤hrung ab. Im Hinblick auf die dagegen vorgebrachten
Einwendungen holte die Beklagte erneut ein Gutachten ein und lehnte nach dem
Ergebnis des Gutachtens mit Schreiben vom 28.04.2000 weiterhin eine
LeistungsgewÃ¤hrung ab.
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Mit Schreiben vom 18.05.2000 wandte sich der KlÃ¤ger erneut an die Beklagte, da
sich aus dem Ã¼bersandten Pflegetagebuch eindeutig die Voraussetzungen fÃ¼r
die Pflegestufe I ergeben wÃ¼rden. Die Beklagte hielt hingegen unter Hinweis auf
das Gutachten vom 08.04.2000 an ihrer Auffassung fest.

Mit der dagegen am 04.09.2000 zum Sozialgericht (SG) Augsburg erhobenen Klage
hat der KlÃ¤ger unter Berufung auf sein bisheriges Vorbringen u.a. darauf
hingewiesen, sein Gesundheitszustand habe sich verschlechtert, nachdem es bei
ihm am 03.07.2000 zu einer Verletzung gekommen sei. Des Weiteren hat er auf ein
Pflegetagebuch fÃ¼r die Zeit vom 13. bis 26.09.2000 verwiesen.

Nach Beiziehung von zahlreichen Befundberichten und RÃ¶ntgenaufnahmen hat das
Gericht Beweis erhoben durch Einholung eines SachverstÃ¤ndigengutachtens von
der Pflegefachkraft H. R â�¦ Dieser ist in seinem Gutachten vom 02.03.2001 nach
einer Untersuchung des KlÃ¤gers am 17.02.2001 zusammengefasst zu dem
Ergebnis gekommen, es lÃ¤ge eine Zustandsverschlechterung etwa ab
Weihnachten 2000 vor. Der Zeitaufwand fÃ¼r die kÃ¶rperbezogene Pflege sei zum
Zeitpunkt der Gutachtenserstellung mit 51 Minuten in Ansatz zu bringen.

Mit Urteil vom 25.06.2001 hat das SG die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger ab
01.12.2000 laufende Leistungen nach der Pflegestufe I in HÃ¶he von DM 400,-
monatlich zu zahlen und die Nachzahlung ab der jeweiligen FÃ¤lligkeit mit 4 % zu
verzinsen. Im Ã�brigen hat es die Klage abgewiesen. Seine Entscheidung hat es im
Wesentlichen mit dem SachverstÃ¤ndigengutachten von Herrn R. begrÃ¼ndet.
Danach stehe fest, dass seit Dezember 2000 beim KlÃ¤ger die Voraussetzungen
fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen nach der Pflegestufe I vorlÃ¤gen.

Zur BegrÃ¼ndung ihrer Berufung fÃ¼hrt die Beklagte im Wesentlichen aus, dass
dem Gutachten der Pflegefachkraft Herrn R. nicht zu folgen sei. Seit dem
01.12.2000 seien beim KlÃ¤ger die Voraussetzungen der Pflegestufe I nicht erreicht.

Dem Neuantrag des KlÃ¤gers vom 20.09.2001 auf LeistungsgewÃ¤hrung nach der
Pflegestufe I gab die Beklagte mit "Bewilligungsschreiben" vom 05.11.2001 ab
01.09.2001 statt.

Das Gericht erhob sodann Beweis durch Einholung eines
SachverstÃ¤ndigengutachtens von Dr.Z. zur Frage der PflegebedÃ¼rftigkeit in der
Zeit vom 01.12.2000 bis 01.09.2001. In seinem Gutachten vom 06.07.2002 kam der
SachverstÃ¤ndige zu dem Ergebnis, dass eine Verschlechterung des
Gesundheitszustands des KlÃ¤gers wohl nach der Vorbegutachtung am 07.11.2000
eingetreten sei.

Nachdem sich die Beklagte dem Gutachten von Dr.Z. nicht anzuschlieÃ�en
vermochte, holte das Gericht eine ergÃ¤nzende Stellungnahme von Dr.Z. zur
Fragestellung ein, ob und aus welchen GrÃ¼nden die Voraussetzungen fÃ¼r die
Pflegestufe I ab 01.12.2001 vorliegen wÃ¼rden. In seiner ergÃ¤nzenden
Stellungnahme vom 07.10.2002 fÃ¼hrte der SachverstÃ¤ndige im Wesentlichen
aus, Grundlage fÃ¼r die getroffene Feststellung, dass die Voraussetzungen fÃ¼r
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die Pflegestufe I ab dem 01.12.2000 bestanden hÃ¤tten, sei das intensive Studium
der Akten im Einklang mit der Anamnese, der Schulmedizin als
Erfahrungswissenschaft im allgemeinen und vor allem dem individuellen und
klinischen Befund des KlÃ¤gers. Den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers und
gleichermaÃ�en dessen Pflegefachkraft zufolge habe sich das Zustandsbild im Jahr
2000 deutlich verschlechtert. Nach Sturz mit Rippenbruch im Dezember 1999 sowie
erneuter Exacerbation des bekannten Asthma bronchiale mit der Notwendigkeit zur
stationÃ¤ren Behandlung in der Z.-Klinik im Februar/MÃ¤rz 2000 sei das
Zustandsbild insgesamt fortschreitend schlechter geworden. Bei digitaler
Betrachtungsweise sei der frÃ¼hestmÃ¶gliche Zeitpunkt des Eintritts des
Sachverhalts, ab dem ein Zeitaufwand von mehr als 45 Minuten Grundpflege
bestanden habe, der Monat Dezember 2000. Bei analoger Betrachtungsweise sei
der frÃ¼hestmÃ¶gliche Zeitpunkt des Eintritts des Sachverhalts, ab dem ein
Zeitaufwand von mehr als 45 Minuten Grundpflege bestanden habe, gleichfalls der
Monat Dezember 2000. In der Gesamtschau lasse sich dem Grunde nach analog
dem klinischen Bilde folgend, ein stetig steigender grundpflegerischer Hilfebedarf,
mathematisch gesprochen linear steigender Kurvenverlauf feststellen. Diesem
axiomatisch reziprok und umkehrbar eindeutig feststellbaren Sachverhalt folgend,
sei gutachterlich die Feststellung mit der gebotenen Vorsicht, Feststellungen Ã¼ber
zurÃ¼ckliegende oder zukÃ¼nftige ZustÃ¤nde zu treffen, getroffen worden. Auch
nach erneuter und eingehender Revision sÃ¤mtlicher vorliegender Unterlagen
ergÃ¤be sich kein anderes, als das im Gutachten vom 06.07.2002 festgestellte
Gesamtergebnis. Die im Gutachten vom 06.07.2002 getroffene zeitliche
Feststellung zur Frage der PflegebedÃ¼rftigkeit treffe unverÃ¤ndert zu.

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 25.06.2001 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie vertritt weiterhin die Auffassung, dass vor dem 01.09.2001 die Voraussetzungen
fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Pflegegeld nach der Pflegestufe I nicht vorgelegen
hÃ¤tten.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird im Ã�brigen auf den Inhalt der
Verwaltungsunterlagen der Beklagten und der Verfahrensakten beider
RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -), ein AusschlieÃ�ungsgrund (Â§ 144 Abs.1 SGG) liegt
nicht vor.
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In der Sache erweist sich das Rechtsmittel als unbegrÃ¼ndet. Das Urteil des SG
Augsburg vom 25.06.2001 ist nicht zu beanstanden. Zu Recht hat das SG die
Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger ab 01.12.2000 Pflegeleistungen nach der
Pflegestufe I zu gewÃ¤hren.

Dies folgert der Senat insbesondere aus dem eingeholten Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Dr.Z. vom 06.07.2002 sowie dessen ergÃ¤nzender
Stellungnahme vom 07.10.2002. Zwar hat der SachverstÃ¤ndige in seinem
Gutachten darauf hingewiesen, dass nur mit der gebotenen Vorsicht Feststellungen
Ã¼ber zurÃ¼ckliegende ZustÃ¤nde getroffen werden kÃ¶nnten. Grundlage fÃ¼r
die getroffene Feststellung, dass die Voraussetzungen fÃ¼r die Pflegestufe I ab dem
01.12.2000 bestanden haben, sei das intensive Studium der Akten im Einklang mit
der Anamnese, der Schulmedizin als Erfahrungswissenschaft im Allgemeinen und
vor allem der individuelle, klinische Befund des KlÃ¤gers. Den AusfÃ¼hrungen des
KlÃ¤gers und gleichermaÃ�en dessen Pflegekraft zufolge habe sich das
Zustandsbild im Jahre 2000 deutlich verschlechtert. Nach Sturz mit Rippenbruch im
Dezember 1999 sowie erneuter Exacerbation des bekannten Asthma bronchiale mit
der Notwendigkeit zur stationÃ¤ren Behandlung in der Z.-Klinik im Februar/MÃ¤rz
2000 sei das Zustandsbild insgesamt fortschreitend schlechter geworden. Sowohl
bei digitaler als auch bei analoger Betrachtungsweise sei der frÃ¼hestmÃ¶gliche
Zeitpunkt des Eintritts des Sachverhalts, ab dem ein Zeitaufwand von mehr als 45
Minuten Grundpflege bestanden habe, der Monat Dezember 2000. Zwischen der
Erstbegutachtung im Januar 2000 und dem Zweitgutachten im April 2000 lasse sich
eine Verschlechterung des attestierten, notwendigen grundpflegerischen
Hilfebedarfs um insgesamt durchschnittlich tÃ¤glich 6 Minuten auf Dauer, gemittelt
von durchschnittlich 2 Minuten pro Monat, nachvollziehen. Damit seien nach elf
weiteren Monaten â�� ausgehend vom Januar 2000 bei einer chronischen
Progredienz der Krankheit, und die lÃ¤ge hier zugrunde â�� die
Mindestvoraussetzungen fÃ¼r die Pflegestufe I mit wenigstens 46 Minuten erfÃ¼llt.
Wenn man zwischen der Erstbegutachtung im Januar 2000 und der vierten
Begutachtung im MÃ¤rz 2001 insgesamt 13 Monatsabschnitte annehme, lasse sich
unter Zugrundelegung der Verschlechterung â�� im Mittel um 2 Minuten pro Monat
â�� ein in sich schlÃ¼ssiges Ergebnis nachvollziehen. In der Erstbegutachtung vom
Januar 2000 sei ein grundpflegerischer Hilfebedarf von durchschnittlich tÃ¤glich 25
Minuten festgestellt worden. Bei einer mutmaÃ�lichen Verschlechterung des
Zustandsbildes um weitere 26 Minuten an durchschnittlich tÃ¤glicher Grundpflege
komme das Gesamtergebnis von 51 Minuten durchschnittlich tÃ¤glicher
Grundpflege zustande. Das sozialmedizinische Gutachten vom 07.11.2000 sei
insgesamt nicht nachvollziehbar. In der Gesamtschau lasse sich dem Grunde nach
analog dem klinischen Bild folgend, ein stetig steigender grundpflegerischer
Hilfebedarf, mathematisch gesprochen linear steigender Kurvenverlauf feststellen.

Der Senat folgt im Ã�brigen den AusfÃ¼hrungen des SG in den
EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Urteils und sieht gemÃ¤Ã� Â§ 153
Abs.2 SGG von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab.

Somit war die Berufung gegen das Urteil des SG Augsburg vom 25.06.2001
zurÃ¼ckzuweisen.
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Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 07.03.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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